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 Präambel 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in nachfolgender Satzung die 

generische männliche Form verwendet. Diese schließt auch die weibliche und 

diverse Form mit ein. 

 

1 Name und Sitz 

Der Verein führt den Namen „Zusammen für Ghana“. 

Er soll in das Vereinsregister des Amtsgerichts Hannover eingetragen werden und 

trägt dann den Zusatz "e.V." 

Der Sitz des Vereins ist Hannover. 

 

2 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Jahr ab Eintragung bis zum 

Jahresende bildet ein Rumpfgeschäftsjahr. 

 

3 Zweck des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnittes “steuerbegünstigte Zwecke“ der §§ 51ff AO in der 

jeweils gültigen Fassung. 

(2) Zweck des Vereins ist: 

- die Förderung der Erziehung und Bildung,  

- die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit, 

- die Förderung der Jugend- und Altenhilfe. 

Der	Satzungszweck	wird	verwirklicht	durch	die	Beschaffung	von	Mitteln	für	den	Verein	
„KINDER	ZENTRUM	INTERNATIONAL“	in		
	 Straße		 	 	 :	ODUKPONG	KPEHE	KAE	MEBRE	STREET	

		HOUSE	NUMBER	5935/3	
	 Stadt	 	 	 	 :	KASOA	
	 Ortsteil	 	 	 :	Awutu-Senya	
	 Region	 	 	 :	CENTRAL	
	 P.O.	Box	NO/PMB/DTD	 :	P.O.	Box	KS	37,	KASOA	–	CENTRAL	REGION	
	 Staat	 	 	 	 :	Ghana	
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4 Selbstlose Tätigkeit 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

 

5 Mittelverwendung 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

6 Verbot von Begünstigungen 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

Ehrenamtlich tätige Personen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener 

Auslagen. 

 

7 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Über 

den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet abschließend der Vorstand. Ein 

Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann 

dem Antragsteller ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. 

Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen 

Vertreter/s. 

(2)  Nur Mitglieder des Vereins können Vorstandsmitglieder sein. 

 

8 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss aus dem Verein, 

Tod der natürlichen oder Auflösung der juristischen Person. 
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(2) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem 

Mitglied des Vorstandes. Die schriftliche Austrittserklärung muss mit einer Frist 

von drei Monaten jeweils zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden. 

(3) Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind 

insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten, die Verletzung 

satzungsmäßiger Pflichten oder Beitragsrückstände von mindestens einem 

Jahr. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. 

Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die 

Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines Monats an den 

Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen 

des Vereins endgültig. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung der Maßnahme 

durch Anrufung der ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung eines 

ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur Rechtskraft der 

gerichtlichen Entscheidung. 

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil am 

Vereinsvermögen oder eine Beitragsrückerstattung. 

 

9 Beiträge 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Beiträge und deren 

Fälligkeit bestimmt die Mitgliederversammlung. 

 

10 Rechte der Mitglieder 

(1) Mitglieder können natürliche oder juristische Personen sein. 

(2) Alle Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur 

Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten. 

(3) Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand zwei Wochen vor der 

Mitgliederversammlung zugegangen sein. 

(4) Die Mitglieder wählen den Vorstand. Natürliche Personen und Vertreter von 

juristischen Personen können bei Wahlen von Vereinsorganen ab dem 18. 

Lebensjahr wählen und gewählt werden.  

Eine Übertragung des Stimmrechts ist ausgeschlossen. 
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11 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

1. die Mitgliederversammlung 

2. der Vorstand. 

 

12 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben 

gehören insbesondere die Wahl und Abwahl des Vorstands, Entlastung des 

Vorstands, Entgegennahme der Berichte des Vorstandes, Wahl der 

Kassenprüfern/innen Festsetzung von Beiträgen und deren Fälligkeit, 

Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die 

Auflösung des Vereins.  

(2) Im ersten Halbjahr eines jeden Geschäftsjahres findet eine ordentliche 

Mitgliederversammlung statt. 

(3) Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn mindestens 10% der Mitglieder dies 

schriftlich unter Angabe von Gründen verlangt, oder der Vorstand die 

Einberufung aus wichtigem Grund beschließt. 

(4) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 

zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist 

beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 

Die Kommunikation im Verein kann in Textform (auch mittels elektronischer 

Medien) erfolgen. Mitteilungen jeglicher Art gelten als zugegangen, wenn sie 

an die dem Verein bekannt gegebene Anschrift oder E-Mail-Anschrift oder 

sonstige Anschrift elektronischer Medien gerichtet ist. Das 

Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die 

letzte dem Verein bekannte Anschrift gerichtet war. Jedes Mitglied ist 

verpflichtet, dem Verein Adressänderungen, auch elektronischer Medien, 

unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine 

Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu 

Beginn der Versammlung bekanntzumachen. 

(6) Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und 

über die Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der 
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Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen sind, können erst auf der 

nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

(7) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 

Mitglieder beschlussfähig. 

(8) Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorstandsvorsitzenden oder seinem 

Stellvertreter geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt die 

Mitgliederversammlung den Leiter. Der Versammlungsleiter übt in der 

Mitgliederversammlung das Hausrecht aus. Sofern in dieser Satzung nichts 

anderes bestimmt ist, bestimmt der Versammlungsleiter alleine den Gang der 

Verhandlungen in der Mitgliederversammlung. Seine Entscheidungen sind 

unanfechtbar. Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer. 

(9)  Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich 

ausgeübt werden.  

(10) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die 

Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der 

Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

(11) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen. 

Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer 

Mehrheit von 3/4 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 

Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. 

(12)  Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 

anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 

unterzeichnen ist. 

(13) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter 

kann Gäste zulassen. 

 

13 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus 1. und 2. Vorsitzenden und dem Kassenwart. 

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch mindestens zwei 

Vorstandsmitglieder vertreten. 



	

Satzung des Vereins  
 

Seite 7 von 9 

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von vier 

Jahren gewählt und bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt 

wird. 

(4) Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. Bei 

Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. 

(5) Wiederwahl ist zulässig. 

(6) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem 

Amt, so kann sich der Vorstand selbst durch Zuwahl ergänzen. Das hinzu 

gewählte Vorstandsmitglied hat die gleichen Rechte und Pflichten wie alle 

anderen Vorstandsmitglieder. 

(7) Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen 

der Vorsitzende und im Verhinderungsfalle sein Vertreter nach Bedarf einlädt. 

Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des ersten Vorsitzenden bzw. 

seines Vertreters. 

(8) Im Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über 

einzelne Gegenstände im Umlaufverfahren per E-Mail erfolgt. Es gelten, 

soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen dieser 

Satzung. Der Vorsitzende legt die Frist zur Zustimmung zu einer 

Beschlussvorlage im Einzelfall fest. Die Frist muss mindestens drei Tage ab 

Zugang der E-Mail-Vorlage sein. Die E-Mail-Vorlage gilt dem 

Vorstandsmitglied als zugegangen, wenn dem Absender der E-Mail die 

Versendebestätigung vorliegt. Für den Nichtzugang ist der E-Mail-Empfänger 

beweispflichtig. Widerspricht ein Vorstandsmitglied der Beschlussfassung über 

E-Mail innerhalb der vom Vorsitzenden gesetzten Frist, muss der Vorsitzende 

zu einer Vorstandssitzung einladen. 

(9) Der Vorstand ist ermächtigt Satzungsänderungen durchzuführen, die vom 

zuständigen Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom 

Finanzamt zur Erlangung bzw. dem Erhalt der Gemeinnützigkeit gefordert 

werden. Es darf sich um keine Beschlüsse handeln, die den Zweck oder die 

Aufgaben dieser Satzung ändern. Die Änderungen dürfen ausschließlich den 

geforderten Bedingungen dieser Ämter entsprechen. Der Beschluss muss 

einstimmig herbeigeführt und die Änderungen müssen der nächsten 

Mitgliederversammlung zur Kenntnis gegeben werden. 
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14 Kassenprüfung 

Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren einen 

Kassenprüfer und einen Stellvertreter. Dieser darf nicht Mitglied des Vorstands 

sein. Der Kassenprüfer hat das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung 

jederzeit zu überprüfen. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf die 

buchhalterische Richtigkeit und die Ordnungsmäßigkeit der Buchhaltung. Ferner 

gehört zur Rechtmäßigkeit der Buchhaltung, dass ordnungsgemäße Beschlüsse 

vorliegen. 

Wiederwahl ist zulässig. 

 

15 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte 

(1) Im Rahmen der Mitgliederverwaltung werden unter Einsatz von 

Datenverarbeitungsanlagen (EDV) von den Mitgliedern persönliche Daten 

erhoben, verarbeitet und gespeichert. Hierbei handelt es sich insbesondere 

um folgende Mitgliederdaten: 

Name, Vorname, Anschrift, Telefonnummern, E-Mail-Adresse, 

Bankverbindung, Geburtsdatum und die Funktion(en) im Verein.  

(2) Darüber hinaus veröffentlicht der Verein die Daten seiner Mitglieder intern wie 

extern nur nach entsprechenden Beschlüssen der Mitgliederversammlung und 

nimmt die Daten von Mitgliedern aus, die einer Veröffentlichung widersprochen 

haben. 

(3) Dies betrifft insbesondere bei Versammlungen anwesende 

Vorstandsmitglieder und sonstige Funktionäre. Die Veröffentlichung / 

Übermittlung von Daten beschränkt sich hierbei auf Name, Funktion im Verein. 

(4)  Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an 

Vorstandsmitglieder, sonstige Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie 

deren Funktion oder besondere Aufgabenstellung im Verein die 

Kenntnisnahme erfordern. 

(5)  Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es die Mitgliederliste zur Wahrnehmung 

seiner satzungsgemäßen Rechte (z.B. Minderheitenrechte) benötigt, wird ihm 

eine gedruckte Kopie der Liste gegen die schriftliche Versicherung 
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ausgehändigt, dass Namen, Adressen und sonstige Daten nicht zu anderen 

Zwecken Verwendung finden. 

(6)  Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser 

Satzung stimmen die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, 

Veränderung, Übermittlung) und Nutzung ihrer personenbezogenen Daten in 

dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine anderweitige, über die 

Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende 

Datenverwendung ist dem Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen 

Gründen hierzu verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft. 

(7)  Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des 

Bundesdatenschutzgesetzes (insbesondere  §§ 34, 35) das Recht auf 

Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren Empfänger 

und den Zweck der Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder 

Sperrung seiner Daten. 

16 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in 

dieser Satzung geregelten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die 

Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mitglieder des 

Vorstandes gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Dies gilt auch, 

wenn der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine 

Rechtsfähigkeit verliert. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Verein 

Deutsches Komitee für UNICEF e.V., Höninger Weg 104, 50969 Köln, der es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 

Zwecke zu verwenden hat. 

17 Inkrafttreten 

Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 29.08.2020 in Hannover 

beschlossen und tritt mit Eintragung des Vereins in das Vereinsregister in Kraft. 

Hannover, den 29.08.2020 (Datum der Gründung) 

Hannover, den 24.09.2020 (Änderungsdatum) 

 


